ALLGEMEINE GESCHAFTSBEDINGUNGEN
FUR DIE BESTELLUNG VON
ZUSATZLEISTUNGEN GEMAR § 34 MSBG

der AVU Netz GmbH, nachstehend Messstellenbe-

treiber genannt.

Das MsbG verpflichtet den Messstellenbetreiber
gemald § 34 Abs. 2 MsbG zur Erbringung von Zusatz-
leistungen gegeniiber Energieversorgungsunter-
nehmen, Direktvermarktungsunternehmen, Letzt-
verbrauchern, Anschlussbegehrenden nach dem Er-
neuerbare-Energien-Gesetz, Anlagenbetreibern
und Anschlussnehmern. Daneben kann der Mess-
stellenbetreiber gemall § 34 Abs. 3 MsbG freiwillig
weitere Zusatzleistungen anbieten. Die maximal zu-
Iassige Hohe eines als angemessen vermuteten Ent-
gelts fiir die Erbringung von verpflichtenden Zusatz-
leistungen gemaR § 34 Abs. 2 MsbG ist vom Gesetz-
geber in § 35 MsbG als Bruttopreis vorgegeben.

Nach § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 MsbG bedarf die Bestel-
lung von Zusatzleistungen eines Vertrags zwischen
dem Nachfrager (im Folgenden: Besteller) und dem
Messstellenbetreiber. Die vertraglichen Regelun-
gen aus dem Messstellenvertrag gemals § 9 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 MsbG zwischen dem Messstellenbetrei-
ber und dem Anschlussnutzer bzw. — im Falle des
Liegenschaftsmodells nach § 6 MsbG —dem An-
schlussnehmer hinsichtlich der aus dem Messstel-
lenbetrieb resultierenden Rechte und Pflichten blei-
ben durch die Regelungen dieses Rahmenvertrags
unberihrt.

Mit Erklarung seines Einverstandnisses zur Geltung
der hier vorliegenden ,Allgemeine Bedingungen der
AVU Netz GmbH (Messstellenbetreiber) Gber die
Bestellung von Zusatzleistungen gemaR § 34 MsbG*“
(im Folgenden: Bedingungen) kommt zwischen
dem Messstellenbetreiber und dem Besteller ein
Vertrag nach Maligabe der Allgemeinen Bedingun-
gen zustande.

1. Anwendungsbereich / Begriffe

1.1 Diese Bedingungen regeln die Rechte und
Pflichten der Parteien bei der Bestellung und
Erbringung von Zusatzleistungen nach § 34
Abs. 2 oder 3 MsbG.

1.2 Auf Grundlage dieser Bedingungen werden
einzelne Bestellungen Uber die jeweils be-
stellte Zusatzleistung ausgelost.

1.3 Der Messstellenbetreiber verpflichtet sich zur
Erbringung der bestellten Zusatzleistung nach
Malgabe dieser Bedingungen, sofern er die
Erbringung nicht nach Ziffer 3 ablehnt.
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1.4 Die in diesen Bedingungen verwendeten Be-
griffe entsprechen den Begriffsbestimmungen
aus § 2 MsbG; ergidnzend gelten diejenigen
des § 3 EnWG.

2. Leistungsumfang

2.1 Der konkrete Leistungsumfang der jeweiligen
Zusatzleistung ergibt sich aus § 34 Abs. 2 oder
3 MsbG und der jeweiligen Beschreibung der
Leistung unter www.avu-netz.de.

2.2 Der Vertrag Uber die Erbringung einer einzel-
nen Zusatzleistung kommt durch die Bestati-
gung der Bestellung durch den Messstellenbe-
treiber in Textform oder —falls der Besteller an
der Marktkommunikation teilnimmt — ent-
sprechend den Prozessen der Marktkommuni-
kation zustande.

3. Ablehnungsrecht / Voriibergehende Zuriick-

stellung

3.1 Der Messstellenbetreiber ist berechtigt, die Er-
bringung einer bestellten Zusatzleistung nach
§ 34 Abs. 2 MsbG solange und soweit zu ver-
weigern, wie die Bereitstellung der Zusatzleis-
tung aus technischen Griinden i.S.d. §34
Abs. 2 Satz 2 MsbG nicht moglich ist oder der
Messstellenbetreiber nach § 31 Abs. 1 MsbG
von der Erbringung der Leistung befreit ist.

3.2 Die vorzeitige Ausstattung nach § 34 Abs. 2
Satz 2 Nr. 1 MsbG kann unbeschadet von Zif-
fer 3.1 vorlibergehend zuriickgestellt werden,
soweit und solange hierdurch die Erfillung der
Ausstattungsverpflichtungen nach § 45 MsbG
gefdhrdet ist.

3.3 Der Messstellenbetreiber muss die Verweige-
rungsgriinde oder die Zurickstellung eines
Auftrags nachvollziehbar in Textform begriin-
den. Im Fall der Zurickstellung nach Ziffer 3.2
hat der Messstellenbetreiber daneben einen
genauen und verbindlichen Zeitplan fiir die Be-
arbeitung des Auftrags mitzuteilen.

3.4 Die Erbringung weiterer Zusatzleistungen nach
§ 34 Abs. 3 MsbG, die der Messstellenbetrei-
ber aktuell nicht anbietet, kann er jederzeit
ohne Angabe von Griinden ablehnen.

Stand: 30.05.2025



4. Befreiung von der Erbringung von Zusatzleis-

tungen

Ist der Messstellenbetrieb an einer Messlokation
unterbrochen, ist der Messstellenbetreiber von der
Erbringung von Zusatzleistungen, die einen laufen-
den Messstellenbetrieb voraussetzen, fiir die Dauer
der Unterbrechung befreit.

5. Beendigung einer Zusatzleistung

5.1

5.2

Verpflichtende und freiwillige Zusatzleistun-
gen nach § 34 Abs. 2 und 3 MsbG, die unter
diesen Bedingungen erbracht werden, kann
der Besteller nach den einschlagigen Vorgaben
der Marktkommunikation, derzeit insbeson-
dere unter Anwendung des Use-Case ,Bestel-
lung Beendigung einer Konfiguration an MSB“
(Kapitel I, Ziffer 4.3.5 GPKE), oder anderen-
falls mit einer Frist von einem Monat zum
Ende eines Kalendermonats in Textform kiin-
digen.

Abweichend von Ziffer 5.1 kann die Zusatzleis-
tung nach § 34 Abs. 2 Nr. 1 MsbG nicht durch
den Besteller gekiindigt werden.

6. Entgelt und Preisanpassung

6.1

6.2

6.3

6.4

6.5

Die Entgelte fiir die Erbringung der jeweiligen
Zusatzleistung nach § 34 Abs. 2 und 3 MsbG
ergeben sich aus dem im Internet zum Zeit-
punkt des Vertragsschlusses veroffentlichten
Preisblatt, derzeit unter www.avu-netz.de. Ab-
weichend von Satz 1 ergibt sich das Entgelt aus
dem im Rahmen der Marktkommunikation
Ubermittelten Preisblatt, sofern der Besteller
an der Marktkommunikation teilnimmt.

Der Besteller hat die Mdoglichkeit dem Mess-
stellenbetreiber nachzuweisen, dass das in
Rechnung gestellte zusatzliche Entgelt nicht
angemessen ist. Das angemessene Entgelt darf
keine Kosten enthalten, die beim grundzustan-
digen Messstellenbetreiber in Erfiillung der
Pflichten nach den §§ 29 bis 32 MsbG ohnehin
anfallen wiirden.

Im Falle eines unterjahrigen Beginns der Leis-
tungserbringung fur jahrlich zu vergiitende Zu-
satzleistungen erfolgt die Berechnung des Ent-
gelts zeitanteilig. Die Berechnungsbasis ent-
spricht bei Schaltjahren 366 Tagen, im Ubrigen
365 Tagen.

Bei den Entgelten nach Ziffer 6.1 handelt es
sich um Bruttoentgelte. Die nach Ziffer 6.1 zu
zahlenden Entgelte verstehen sich zuziglich
der zum Leistungszeitpunkt geltenden gesetz-
lichen Umsatzsteuer.

Der Messstellenbetreiber ist verpflichtet, die
Entgelte nach Ziffer 6.1 fiir die Erbringung von
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7.

7.1

7.2

Zusatzleistungen durch einseitige Leistungsbe-
stimmung nach billigem Ermessen gemifR
§ 315 BGB anzupassen (Erhéhungen oder Sen-
kungen). Anlass fiir eine solche Entgeltanpas-
sung ist ausschlieRlich eine Anderung der Kos-
ten fur die Erbringung der jeweiligen Zusatz-
leistung nach diesen Bedingungen. Der Mess-
stellenbetreiber Uberwacht fortlaufend die
Entwicklung der Kosten fiir die Erbringung der
Zusatzleistungen. Der Umfang einer Entgeltan-
passung ist auf die Verdnderung der Kosten fiir
die Erbringung der jeweiligen Zusatzleistung
seit der jeweils vorhergehenden Entgeltanpas-
sung nach diesem Absatz bzw. — sofern noch
keine Entgeltanpassung nach diesem Absatz
erfolgt ist — seit der erstmaligen Kalkulation
des Entgeltes bis zum Zeitpunkt des geplanten
Wirksamwerdens der aktuellen Entgeltanpas-
sung beschrankt. Kostensteigerungen und
Kostensenkungen sind bei jeder Entgeltanpas-
sung gegenladufig zu saldieren. Die einseitige
Leistungsbestimmung des Messstellenbetrei-
bers nach billigem Ermessen bezieht sich auch
auf die jeweiligen Zeitpunkte einer Entgeltan-
passung; diese sind so zu wahlen, dass Kosten-
senkungen nicht nach fir den Besteller un-
glnstigeren MaRstdben Rechnung getragen
werden als Kostenerhohungen, also Kosten-
senkungen mindestens in gleichem Umfang
preiswirksam werden wie Kostenerhéhungen.
Der Besteller hat gemafll § 315 Abs. 3 BGB das
Recht, die Auslibung des billigen Ermessens
des Messstellenbetreibers gerichtlich Uber-
prifen zu lassen. Entgeltanpassungen werden
nur wirksam, wenn der Messstellenbetreiber
dem Besteller die Anderungen spéatestens ei-
nen Monat vor dem geplanten Wirksamwer-
den in Textform mitteilt. Der Besteller kann in
diesem Fall den Vertrag ohne Einhaltung einer
Kindigungsfrist auf den Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens der Anpassung kiindigen. Hierauf
wird der Besteller vom Messstellenbetreiber
in der Mitteilung gesondert hingewiesen.

Zahlungsbestimmung / Abrechnung / Verzug /

Aufrechnung

Die Abrechnung erfolgt durch die Ubersen-
dung einer Rechnung oder nach den einschla-
gigen Vorgaben der Marktkommunikation,
derzeit z. B. unter Anwendung des Use-Case
,Abrechnung Leistungen des Preisblatts A des
MSB“ (Kapitel Il, Ziffer 9.5 GPKE) oder des Use-
Case ,, Abrechnung Messstellenbetrieb gegen-
Uber dem LF“ (Kapitel Il, Ziffer 10.3.8 WiM).

Ist der Energielieferant des Bestellers auf-
grund einer vertraglichen, gesetzlichen oder
regulierungsbehordlichen Regelung anstelle
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7.3

7.4

7.5

7.6

7.7

des Bestellers verpflichtet, das Entgelt fiir Zu-
satzleistungen fur belieferte Marktlokationen
des Bestellers an den Messstellenbetreiber ab-
zufiihren, erfolgt die Abrechnung abweichend
von Ziffer 8.1 im Verhaltnis zum Besteller zwi-
schen diesem und dem Energielieferanten.

Samtliche Rechnungsbetrdge werden zehn
Werktage nach Zugang der Zahlungsaufforde-
rung fallig und sind ohne Abzug im Wege des
Lastschriftverfahrens, mittels Dauerauftrags
oder Uberweisung (auch durch Bariiberwei-
sung) zu zahlen. Malgeblich fir die Rechtzei-
tigkeit der Zahlung ist die Wertstellung auf
dem Konto des Zahlungsempfangers.

Der Besteller informiert den Messstellenbe-
treiber vorab in Textform, sofern Dritte fir ihn
leisten. Der Messstellenbetreiber ist berech-
tigt, Zahlungen Dritter abzulehnen.

Zum Ende jedes vom Messstellenbetreiber
festgelegten Abrechnungszeitraums, der ein
Jahr nicht Uberschreitet, und zum Ende des
Vertragsverhaltnisses wird vom Messstellen-
betreiber eine Abrechnung erstellt.

Bei einem verspateten Zahlungseingang ist der
Messstellenbetreiber berechtigt, Verzugszin-
sen gemalk den gesetzlichen Regelungen zu
berechnen. Die Geltendmachung eines weiter-
gehenden Verzugsschadens bleibt vorbehal-
ten. Der Messstellenbetreiber ist berechtigt,
bei Zahlungsverzug des Bestellers angemes-
sene MaRnahmen zur Durchsetzung seiner
Forderung zu ergreifen; fordert der Messstel-
lenbetreiber erneut zur Zahlung auf, stellt der
Messstellenbetreiber dem Besteller die
dadurch entstandenen Kosten pauschal in
Rechnung. Die HOohe der Pauschalen ist auf
den Internetseiten des Messstellenbetreibers
unter www.avu-netz.de veroffentlicht. Auf
Verlangen des Bestellers ist die Berechnungs-
grundlage nachzuweisen; die pauschale Be-
rechnung muss einfach nachvollziehbar sein
und darf die nach dem gewohnlichen Lauf der
Dinge zu erwartenden Kosten nicht liberstei-
gen. Dem Besteller ist zudem der Nachweis ge-
stattet, solche Kosten seien nicht entstanden
oder wesentlich geringer als die Hohe der Pau-
schale.

Einwdnde gegen Rechnungen berechtigen
zum Zahlungsaufschub nur, sofern aus Sicht ei-
nes verstandigen Bestellers die ernsthafte
Moglichkeit eines offensichtlichen Fehlers be-
steht, z. B. bei falscher Bezeichnung des Be-
stellers, verwechselten Messlokationen oder
ohne Weiteres erkennbaren Rechenfehlern.
Rechte des Bestellers nach § 315 BGB bleiben
von dieser Ziffer 8.7 unberuhrt. Sofern der Be-
steller an der Marktkommunikation teilnimmt,
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7.8

erfolgt die Abwicklung von Einwanden gegen
Rechnungen nach den Vorgaben der Markt-
kommunikation.

Gegen Anspriiche des Messstellenbetreibers
kann nur mit unbestrittenen oder rechtskraftig
festgestellten Gegenanspriichen aufgerechnet
werden. Dies gilt nicht fiir Anspriiche des Be-
stellers gegen den Messstellenbetreiber auf-
grund vollstandiger oder teilweiser Nichterfl-
lung oder mangelhafter Erflllung der Haupt-
leistungspflichten. Es gilt weiterhin nicht fir
Forderungen des Kunden, die im Rahmen des
Rickabwicklungsverhaltnisses nach Widerruf
des Vertrags entstehen, sofern der Besteller
Verbraucheri. S. d. § 13 BGB ist.

8. Befreiung von der Leistung / Haftung

8.1

8.2

8.3

Wird die Erfillung der Leistungspflichten
durch unvorhersehbare Umstande, auf die die
Parteien keinen Einfluss haben und deren Ab-
wendung mit einem angemessenen techni-
schen oder wirtschaftlichen Aufwand nicht er-
reicht werden kann, wesentlich erschwert
oder unmoglich gemacht, so sind die Vertrags-
parteien von ihren vertraglichen Leistungs-
pflichten befreit, solange diese Umstdnde
noch andauern. Unvorhersehbare Umstande
in diesem Sinne sind insbesondere hdhere Ge-
walt, wie z. B. Naturkatastrophen, Krieg, Pan-
demien, ArbeitskampfmalRnahmen, hoheitli-
che Anordnungen.

Die Haftung der Parteien sowie ihrer Erfil-
lungs- und Verrichtungsgehilfen fiir schuldhaft
verursachte Schaden ist ausgeschlossen, so-
weit der Schaden nicht durch Vorsatz oder
grobe Fahrlassigkeit herbeigefiihrt wurde.
Dies gilt nicht bei Schaden aus der Verletzung
des Lebens, des Korpers oder der Gesundheit
oder der schuldhaften Verletzung wesentli-
cher Vertragspflichten, d. h. solcher Pflichten,
deren Erflllung die ordnungsgemaRe Durch-
fihrung des Vertrags Gberhaupt erst ermog-
licht und auf deren Einhaltung der Vertrags-
partner regelmaRig vertrauen darf (sog. Kardi-
nalpflichten).

Im Falle einer Verletzung wesentlicher Ver-
tragspflichten, welche nicht auf Vorsatz oder
grober Fahrlassigkeit beruht, beschrankt sich
die Haftung auf den Schaden, den die haftende
Partei bei Abschluss des Vertrags als mogliche
Folge der Vertragsverletzung vorausgesehen
hat oder unter Bericksichtigung der Um-
stande, die sie kannte oder kennen musste,
hatte voraussehen missen. Gleiches gilt bei
grob fahrldssigem Verhalten einfacher Erfil-
lungsgehilfen (nicht leitende Angestellte) au-
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8.4

9.

9.1

9.2

9.3

9.4

9.5

10.

Rerhalb des Bereichs der wesentlichen Ver-
tragspflichten sowie der Lebens-, Kérper oder
Gesundheitsschaden.

Die Bestimmungen des Produkthaftungsgeset-
zes bleiben unberiihrt.

Laufzeit des Vertrags liber die bestellte Zusatz-
leistung/ Kiindigung

Der Vertrag Uber die bestellte Zusatzleistung
lauft auf unbestimmte Zeit.

Der Besteller kann den Vertrag liber die be-
stellte Zusatzleistung mit einer Frist von drei
Monaten zum Ende eines Kalendermonats in
Textform kiindigen.

Der Messstellenbetreiber kann den Vertrag
Uber die bestellte Zusatzleistung mit einer Frist
von drei Monaten zum Ende eines Kalender-
monats kiindigen, soweit eine Pflicht zur Er-
bringung von Zusatzleistungen aufgrund des
MsbG oder anderer Rechtsvorschriften nicht
oder nicht mehr besteht oder gleichzeitig mit
der Kiindigung der Abschluss eines neuen Ver-
trags Uber die betroffene Zusatzleistung ange-
boten wird, der den Anforderungen des MsbhG
entspricht.

Der Vertrag Uber die bestellte Zusatzleistung
endet automatisch, ohne dass es einer Kindi-
gung bedarf, mit Beendigung der Zustandig-
keit des Messstellenbetreibers fiir die Messlo-
kation.

Mit Beendigung des Vertrags Ulber die be-
stellte Zusatzleistung endet die Verpflichtung
des Messstellenbetreibers zur Erbringung der
bestellten Zusatzleistungen, sonstige Rechte
und Pflichten aus dem Vertrag lber die be-
stellte Zusatzleistung enden mit Begleichung
samtlicher Forderungen.

Kiindigung aus wichtigem Grund

Der Vertrag Uber die bestellte Zusatzleistung kann
von beiden Parteien fristlos aus wichtigem Grund in
Textform gekiindigt werden, wenn gegen wesentli-
che Bestimmungen dieser Bedingungen wiederholt
trotz Abmahnung schwerwiegend verstoRen wird.

11.

Rechtsnachfolge, Wechsel des Vertragspart-

ners, Vertragsinderung

11.1 Rechte und Pflichten aus dem Vertrag tGber die

bestellte Zusatzleistung kdnnen mit Zustim-
mung der jeweils anderen Partei auf einen
Dritten Ubertragen werden. Die Zustimmung
darf nicht verweigert werden, sofern die tech-
nische und wirtschaftliche Leistungsfahigkeit
des eintretenden Dritten gewahrleistet ist. Die
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Zustimmung gilt als erteilt, wenn die andere
Partei nicht innerhalb von sechs Wochen nach
der Mitteilung Uber die Ubertragung der
Rechte und Pflichten widerspricht. Auf diese
Folge wird er in der Mitteilung {iber die Uber-
tragung der Rechte und Pflichten gesondert
hingewiesen. Die Mitteilung und der Wider-
spruch nach Satz 3 sind jeweils in Textform ge-
genlber der anderen Partei zu erklaren. Im
Fall der Gesamtrechtsnachfolge oder der
Rechtsnachfolge nach dem Umwandlungsge-
setz gehen die Rechte und Pflichten des Ver-
trags ohne Zustimmung Uber. Eine Zustim-
mung ist auch dann nicht erforderlich, wenn es
sich bei dem Rechtsnachfolger um ein verbun-
denes Unternehmen i. S. d. §§ 15 ff. AktG han-
delt. In diesen Fallen bedarf es lediglich der
Mitteilung in Textform an die andere Partei.

11.2 Die Regelungen dieser Bedingungen und des

ihnen zugrunde liegenden Vertrags und der
weiteren Anlagen beruhen auf den gesetzli-
chen und sonstigen Rahmenbedingungen zum
Zeitpunkt des Vertragsschlusses, (z. B. EnWG,
MsbG sowie hochstrichterlicher Rechtspre-
chung und bestandskraftigen Entscheidungen
der BNetzA). Das vertragliche Aquivalenzver-
héltnis kann nach Vertragsschluss durch un-
vorhersehbare Anderungen der gesetzlichen
oder sonstigen Rahmenbedingungen (z. B. Ge-
setzesdanderungen, sofern deren konkreter In-
halt nicht bereits — etwa in der Phase zwischen
dem Abschluss des formlichen Gesetzge-
bungsverfahrens und dem Inkrafttreten — ab-
sehbar war), die der Messstellenbetreiber
nicht veranlasst und auf die er auch keinen Ein-
fluss hat, in nicht unbedeutendem Male ge-
stort werden. Ebenso kann nach Vertrags-
schluss eine im Vertrag entstandene Licke
nicht unerhebliche Schwierigkeiten bei der
Durchfiihrung des Vertrags entstehen lassen
(etwa, wenn die Rechtsprechung eine Klausel
flir unwirksam erklart), die nur durch eine An-
passung oder Ergdnzung zu beseitigen sind. In
solchen Fallen ist der Messstellenbetreiber
verpflichtet, den Vertrag und die Anlagen un-
verzliglich insoweit anzupassen und/oder zu
ergdnzen, als es die Wiederherstellung des
Aquivalenzverhiltnisses von Leistung und Ge-
genleistung und/oder der Ausgleich entstan-
dener Vertragsliicken zur zumutbaren Fort-
und Durchfiihrung des Vertragsverhaltnisses
erforderlich macht (z. B. mangels gesetzlicher
Uberleitungsbestimmungen).  Anpassungen
des Vertrags und/oder der Anlagen sind nur
zum Monatsersten moglich. Die Anpassung
wird nur wirksam, wenn der Messstellenbe-
treiber dem Besteller die Anpassung spates-
tens sechs Wochen vor dem geplanten Wirk-
samwerden in Textform mitteilt. In diesem Fall
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hat der Besteller das Recht, den Vertrag ohne
Einhaltung einer Kindigungsfrist zum Zeit-
punkt des Wirksamwerdens der Vertragsan-
passung zu kiindigen. Hierauf wird der Bestel-
ler vom Messstellenbetreiber in der Mitteilung
gesondert hingewiesen.

12. Datenschutz

Datenschutzrechtliche Hinweise und Informationen
zum Widerspruchsrecht erhdlt der Besteller unter
www.avu-netz.de/datenschutz.

13. Streitbeilegungsverfahren

13.1 Der Messstellenbetreiber ist verpflichtet, Be-
anstandungen von Verbrauchern i.S.d.
§ 13 BGB insbesondere zum Vertragsschluss
oder zur Qualitdt von Leistungen des Unter-
nehmens (Verbraucherbeschwerden), die die
Messung der Energie betreffen, im Verfahren
nach § 111a EnWG innerhalb einer Frist von
vier Wochen ab Zugang beim Unternehmen zu
beantworten. Verbraucherbeschwerden sind
zu richten an: AVU Netz GmbH, An der Dreh-
bank 18, 58285 Gevelsberg, Tel.: 02332 73800,
E-Mail: info@avu-netz.de.

13.2 Ein Verbraucher ist berechtigt, die Schlich-
tungsstelle nach §111b EnWG sowie §4
Abs. 2 Satz 4 Verfahrensordnung zur Durch-
fihrung eines Schlichtungsverfahrens anzuru-
fen, wenn der Messstellenbetreiber der Be-
schwerde nicht abgeholfen oder auf diese
nicht innerhalb der Bearbeitungsfrist geant-
wortet hat. § 14 Abs. 5 VSBG bleibt unberiihrt.
Der Messstellenbetreiber ist verpflichtet, an
dem Verfahren bei der Schlichtungsstelle teil-
zunehmen. Die Einreichung einer Beschwerde
bei der Schlichtungsstelle hemmt die gesetzli-
che Verjahrung gemaR § 204 Abs. 1 Nr. 4 BGB.
Das Recht der Beteiligten, die Gerichte anzuru-
fen oder ein anderes Verfahren (z. B. nach
dem EnWG) zu beantragen, bleibt unberihrt.

13.3 Die Kontaktdaten der Schlichtungsstelle sind
derzeit:
Schlichtungsstelle Energie e. V.
Friedrichstralle 133
10117 Berlin

Telefon: 030/2757240-0
Telefax: 030/2757240-69

E-Mail: schlichtung@schlichtungsstelle-energie.de

Homepage: www.schlichtungsstelle-energie.de.

Allgemeine Informationen der BNetzA zu Ver-
braucherrechten fir den Bereich Elektrizitat
und Gas sind erhiltlich Gber den
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Verbraucherservice Energie
Bundesnetzagentur
Postfach 8001, 53105 Bonn

Telefon: 030/22480-500
Telefax: 030/22480-323

E-Mail: verbraucherservice-energie@bnetza.de.

14. Schlussbestimmungen

14.1 Gerichtsstand fir Kaufleute i. S. d. Handelsge-
setzbuchs, juristische Personen des offentli-
chen Rechts und &ffentlich-rechtliche Sonder-
vermogen ist ausschlieflich Gevelsberg.

14.2 Die Regelungen des diesen Bedingungen zu-
grunde liegenden Vertrags tber die bestellte
Zusatzleistung sind abschlieBend. Mindliche
Nebenabreden bestehen nicht.

14.3 Sollten einzelne Bestimmungen des diesen Be-
dingungen zugrunde liegenden Vertrags tUber
die bestellte Zusatzleistung unwirksam oder
undurchfiihrbar sein oder werden, so bleibt
der Vertrag Uber die bestellte Zusatzleistung
im Ubrigen wirksam.

14.4 Anderungen oder Ergianzungen des diesen Be-
dingungen zugrunde liegenden Vertrags uber
die bestellte Zusatzleistung bedirfen zu ihrer
Wirksamkeit der Textform. Gleiches gilt fiir die
Anderung dieser Klausel.

14.5 Die Parteien vereinbaren, dass im Fall einer
kiinftigen verbindlichen Festlegung des Mess-
stellenvertrags zwischen Messstellenbetreiber
und dem Besteller durch die BNetzA nach § 47
Abs. 2 Nr. 3 MsbG der Mustervertrag zu dem
in der behdrdlichen Festlegung vorgesehenen
Zeitpunkt an die Stelle dieses Vertrags tritt,
ohne dass es hierfiir einer ausdrtcklichen Ver-
tragsanderung durch die Parteien bedarf. Der
Messstellenbetreiber informiert den Besteller,
sofern nicht anders in der behérdlichen Festle-
gung geregelt, unverziglich vor dem Zeitpunkt
des Inkrafttretens tiber die Anderung und ver-
offentlicht den Mustervertrag auf seiner Inter-
netseite.

Stand: 30.05.2025
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	Das MsbG verpflichtet den Messstellenbetreiber gemäß § 34 Abs. 2 MsbG zur Erbringung von Zusatzleistungen gegenüber Energieversorgungsunternehmen, Direktvermarktungsunternehmen, Letztverbrauchern, Anschlussbegehrenden nach dem Erneuerbare-Energien-Ges...
	Nach § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 MsbG bedarf die Bestellung von Zusatzleistungen eines Vertrags zwischen dem Nachfrager (im Folgenden: Besteller) und dem Messstellenbetreiber. Die vertraglichen Regelungen aus dem Messstellenvertrag gemäß § 9 Abs. 1 Satz 1...
	Mit Erklärung seines Einverständnisses zur Geltung der hier vorliegenden „Allgemeine Bedingungen der AVU Netz GmbH (Messstellenbetreiber) über die Bestellung von Zusatzleistungen gemäß § 34 MsbG“ (im Folgenden: Bedingungen) kommt zwischen dem Messstel...
	1. Anwendungsbereich / Begriffe
	1.1 Diese Bedingungen regeln die Rechte und Pflichten der Parteien bei der Bestellung und Erbringung von Zusatzleistungen nach § 34 Abs. 2 oder 3 MsbG.
	1.2 Auf Grundlage dieser Bedingungen werden einzelne Bestellungen über die jeweils bestellte Zusatzleistung ausgelöst.
	1.3 Der Messstellenbetreiber verpflichtet sich zur Erbringung der bestellten Zusatzleistung nach Maßgabe dieser Bedingungen, sofern er die Erbringung nicht nach Ziffer 3 ablehnt.
	1.4 Die in diesen Bedingungen verwendeten Begriffe entsprechen den Begriffsbestimmungen aus § 2 MsbG; ergänzend gelten diejenigen des § 3 EnWG.

	2. Leistungsumfang
	2.1 Der konkrete Leistungsumfang der jeweiligen Zusatzleistung ergibt sich aus § 34 Abs. 2 oder 3 MsbG und der jeweiligen Beschreibung der Leistung unter www.avu-netz.de.
	2.2 Der Vertrag über die Erbringung einer einzelnen Zusatzleistung kommt durch die Bestätigung der Bestellung durch den Messstellenbetreiber in Textform oder – falls der Besteller an der Marktkommunikation teilnimmt – entsprechend den Prozessen der Ma...

	3. Ablehnungsrecht / Vorübergehende Zurückstellung
	3.1 Der Messstellenbetreiber ist berechtigt, die Erbringung einer bestellten Zusatzleistung nach § 34 Abs. 2 MsbG solange und soweit zu verweigern, wie die Bereitstellung der Zusatzleistung aus technischen Gründen i. S. d. § 34 Abs. 2 Satz 2 MsbG nich...
	3.2 Die vorzeitige Ausstattung nach § 34 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 MsbG kann unbeschadet von Zif-fer 3.1 vorübergehend zurückgestellt werden, soweit und solange hierdurch die Erfüllung der Ausstattungsverpflichtungen nach § 45 MsbG gefährdet ist.
	3.3 Der Messstellenbetreiber muss die Verweigerungsgründe oder die Zurückstellung eines Auftrags nachvollziehbar in Textform begründen. Im Fall der Zurückstellung nach Ziffer 3.2 hat der Messstellenbetreiber daneben einen genauen und verbindlichen Zei...
	3.4 Die Erbringung weiterer Zusatzleistungen nach § 34 Abs. 3 MsbG, die der Messstellenbetreiber aktuell nicht anbietet, kann er jederzeit ohne Angabe von Gründen ablehnen.

	4. Befreiung von der Erbringung von Zusatzleistungen
	Ist der Messstellenbetrieb an einer Messlokation unterbrochen, ist der Messstellenbetreiber von der Erbringung von Zusatzleistungen, die einen laufenden Messstellenbetrieb voraussetzen, für die Dauer der Unterbrechung befreit.

	5. Beendigung einer Zusatzleistung
	5.1 Verpflichtende und freiwillige Zusatzleistungen nach § 34 Abs. 2 und 3 MsbG, die unter diesen Bedingungen erbracht werden, kann der Besteller nach den einschlägigen Vorgaben der Marktkommunikation, derzeit insbesondere unter Anwendung des Use-Case...
	5.2 Abweichend von Ziffer 5.1 kann die Zusatzleistung nach § 34 Abs. 2 Nr. 1 MsbG nicht durch den Besteller gekündigt werden.

	6. Entgelt und Preisanpassung
	6.1 Die Entgelte für die Erbringung der jeweiligen Zusatzleistung nach § 34 Abs. 2 und 3 MsbG ergeben sich aus dem im Internet zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses veröffentlichten Preisblatt, derzeit unter www.avu-netz.de. Abweichend von Satz 1 ergibt...
	6.2 Der Besteller hat die Möglichkeit dem Messstellenbetreiber nachzuweisen, dass das in Rechnung gestellte zusätzliche Entgelt nicht angemessen ist. Das angemessene Entgelt darf keine Kosten enthalten, die beim grundzuständigen Messstellenbetreiber i...
	6.3 Im Falle eines unterjährigen Beginns der Leistungserbringung für jährlich zu vergütende Zusatzleistungen erfolgt die Berechnung des Entgelts zeitanteilig. Die Berechnungsbasis entspricht bei Schaltjahren 366 Tagen, im Übrigen 365 Tagen.
	6.4 Bei den Entgelten nach Ziffer 6.1 handelt es sich um Bruttoentgelte. Die nach Ziffer 6.1 zu zahlenden Entgelte verstehen sich zuzüglich der zum Leistungszeitpunkt geltenden gesetzlichen Umsatzsteuer.
	6.5 Der Messstellenbetreiber ist verpflichtet, die Entgelte nach Ziffer 6.1 für die Erbringung von Zusatzleistungen durch einseitige Leistungsbestimmung nach billigem Ermessen gemäß § 315 BGB anzupassen (Erhöhungen oder Senkungen). Anlass für eine sol...

	7. Zahlungsbestimmung / Abrechnung / Verzug / Aufrechnung
	7.1 Die Abrechnung erfolgt durch die Übersendung einer Rechnung oder nach den einschlägigen Vorgaben der Marktkommunikation, derzeit z. B. unter Anwendung des Use-Case „Abrechnung Leistungen des Preisblatts A des MSB“ (Kapitel II, Ziffer 9.5 GPKE) ode...
	7.2 Ist der Energielieferant des Bestellers aufgrund einer vertraglichen, gesetzlichen oder regulierungsbehördlichen Regelung anstelle des Bestellers verpflichtet, das Entgelt für Zusatzleistungen für belieferte Marktlokationen des Bestellers an den M...
	7.3 Sämtliche Rechnungsbeträge werden zehn Werktage nach Zugang der Zahlungsaufforderung fällig und sind ohne Abzug im Wege des Lastschriftverfahrens, mittels Dauerauftrags oder Überweisung (auch durch Barüberweisung) zu zahlen. Maßgeblich für die Rec...
	7.4 Der Besteller informiert den Messstellenbetreiber vorab in Textform, sofern Dritte für ihn leisten. Der Messstellenbetreiber ist berechtigt, Zahlungen Dritter abzulehnen.
	7.5 Zum Ende jedes vom Messstellenbetreiber festgelegten Abrechnungszeitraums, der ein Jahr nicht überschreitet, und zum Ende des Vertragsverhältnisses wird vom Messstellenbetreiber eine Abrechnung erstellt.
	7.6 Bei einem verspäteten Zahlungseingang ist der Messstellenbetreiber berechtigt, Verzugszinsen gemäß den gesetzlichen Regelungen zu berechnen. Die Geltendmachung eines weitergehenden Verzugsschadens bleibt vorbehalten. Der Messstellenbetreiber ist b...
	7.7 Einwände gegen Rechnungen berechtigen zum Zahlungsaufschub nur, sofern aus Sicht eines verständigen Bestellers die ernsthafte Möglichkeit eines offensichtlichen Fehlers besteht, z. B. bei falscher Bezeichnung des Bestellers, verwechselten Messloka...
	7.8 Gegen Ansprüche des Messstellenbetreibers kann nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Gegenansprüchen aufgerechnet werden. Dies gilt nicht für Ansprüche des Bestellers gegen den Messstellenbetreiber aufgrund vollständiger oder te...

	8. Befreiung von der Leistung / Haftung
	8.1 Wird die Erfüllung der Leistungspflichten durch unvorhersehbare Umstände, auf die die Parteien keinen Einfluss haben und deren Abwendung mit einem angemessenen technischen oder wirtschaftlichen Aufwand nicht erreicht werden kann, wesentlich erschw...
	8.2 Die Haftung der Parteien sowie ihrer Erfüllungs- und Verrichtungsgehilfen für schuldhaft verursachte Schäden ist ausgeschlossen, soweit der Schaden nicht durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt wurde. Dies gilt nicht bei Schäden aus ...
	8.3 Im Falle einer Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, welche nicht auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit beruht, beschränkt sich die Haftung auf den Schaden, den die haftende Partei bei Abschluss des Vertrags als mögliche Folge der Vertragsve...
	8.4 Die Bestimmungen des Produkthaftungsgesetzes bleiben unberührt.

	9. Laufzeit des Vertrags über die bestellte Zusatzleistung/ Kündigung
	9.1 Der Vertrag über die bestellte Zusatzleistung läuft auf unbestimmte Zeit.
	9.2 Der Besteller kann den Vertrag über die bestellte Zusatzleistung mit einer Frist von drei Monaten zum Ende eines Kalendermonats in Textform kündigen.
	9.3 Der Messstellenbetreiber kann den Vertrag über die bestellte Zusatzleistung mit einer Frist von drei Monaten zum Ende eines Kalendermonats kündigen, soweit eine Pflicht zur Erbringung von Zusatzleistungen aufgrund des MsbG oder anderer Rechtsvorsc...
	9.4 Der Vertrag über die bestellte Zusatzleistung endet automatisch, ohne dass es einer Kündigung bedarf, mit Beendigung der Zuständigkeit des Messstellenbetreibers für die Messlokation.
	9.5 Mit Beendigung des Vertrags über die bestellte Zusatzleistung endet die Verpflichtung des Messstellenbetreibers zur Erbringung der bestellten Zusatzleistungen, sonstige Rechte und Pflichten aus dem Vertrag über die bestellte Zusatzleistung enden m...

	10. Kündigung aus wichtigem Grund
	Der Vertrag über die bestellte Zusatzleistung kann von beiden Parteien fristlos aus wichtigem Grund in Textform gekündigt werden, wenn gegen wesentliche Bestimmungen dieser Bedingungen wiederholt trotz Abmahnung schwerwiegend verstoßen wird.

	11. Rechtsnachfolge, Wechsel des Vertragspartners, Vertragsänderung
	11.1 Rechte und Pflichten aus dem Vertrag über die bestellte Zusatzleistung können mit Zustimmung der jeweils anderen Partei auf einen Dritten übertragen werden. Die Zustimmung darf nicht verweigert werden, sofern die technische und wirtschaftliche Le...
	11.2 Die Regelungen dieser Bedingungen und des ihnen zugrunde liegenden Vertrags und der weiteren Anlagen beruhen auf den gesetzlichen und sonstigen Rahmenbedingungen zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses, (z. B. EnWG, MsbG sowie höchstrichterlicher Rec...

	12. Datenschutz
	Datenschutzrechtliche Hinweise und Informationen zum Widerspruchsrecht erhält der Besteller unter www.avu-netz.de/datenschutz.

	13. Streitbeilegungsverfahren
	13.1 Der Messstellenbetreiber ist verpflichtet, Beanstandungen von Verbrauchern i. S. d. § 13 BGB insbesondere zum Vertragsschluss oder zur Qualität von Leistungen des Unternehmens (Verbraucherbeschwerden), die die Messung der Energie betreffen, im Ve...
	13.2 Ein Verbraucher ist berechtigt, die Schlichtungsstelle nach § 111b EnWG sowie § 4 Abs. 2 Satz 4 Verfahrensordnung zur Durchführung eines Schlichtungsverfahrens anzurufen, wenn der Messstellenbetreiber der Beschwerde nicht abgeholfen oder auf dies...
	13.3 Die Kontaktdaten der Schlichtungsstelle sind derzeit:  Schlichtungsstelle Energie e. V.  Friedrichstraße 133 10117 Berlin
	Telefon: 030/2757240–0  Telefax: 030/2757240–69
	E-Mail: schlichtung@schlichtungsstelle-energie.de
	Homepage: www.schlichtungsstelle-energie.de.
	Allgemeine Informationen der BNetzA zu Verbraucherrechten für den Bereich Elektrizität und Gas sind erhältlich über den
	Verbraucherservice Energie Bundesnetzagentur Postfach 8001, 53105 Bonn
	Telefon: 030/22480-500 Telefax: 030/22480-323
	E-Mail: verbraucherservice-energie@bnetza.de.

	14. Schlussbestimmungen
	14.1 Gerichtsstand für Kaufleute i. S. d. Handelsgesetzbuchs, juristische Personen des öffentlichen Rechts und öffentlich-rechtliche Sondervermögen ist ausschließlich Gevelsberg.
	14.2 Die Regelungen des diesen Bedingungen zugrunde liegenden Vertrags über die bestellte Zusatzleistung sind abschließend. Mündliche Nebenabreden bestehen nicht.
	14.3 Sollten einzelne Bestimmungen des diesen Bedingungen zugrunde liegenden Vertrags über die bestellte Zusatzleistung unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, so bleibt der Vertrag über die bestellte Zusatzleistung im Übrigen wirksam.
	14.4 Änderungen oder Ergänzungen des diesen Bedingungen zugrunde liegenden Vertrags über die bestellte Zusatzleistung bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Textform. Gleiches gilt für die Änderung dieser Klausel.
	14.5 Die Parteien vereinbaren, dass im Fall einer künftigen verbindlichen Festlegung des Messstellenvertrags zwischen Messstellenbetreiber und dem Besteller durch die BNetzA nach § 47 Abs. 2 Nr. 3 MsbG der Mustervertrag zu dem in der behördlichen Fest...


